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ndustriezweige wie Bergbau, Mineralölindus

trie, Strom- und Gaswirtschaft, Metallerzeugung, 
die Chemische Industrie oder die Zellstoff- und 
Papierherstellung haben eines gemeinsam. Sie 
sind umweltintensiv und in den OECD-Staaten für 
rund die Hälfte des Endenergieverbrauchs aller 
Wirtschaftszweige verantwortlich; bei einem An-
teil am Bruttoinlandsprodukt von nur sechs bis 
acht Prozent (1). Ein Strukturwandel zulasten 
dieser Sektoren birgt ein beachtl iches 
Umweltentlastungspotenzial (2).
Die Branchen sind zudem – mit Ausnahme der 
Chemischen Industrie – dadurch gekennzeichnet, 
dass wenige Produkte produziert werden, mit 
meist reifen, kapitalintensiven Technologien, 
deren Nutzungsdauer zum großen Teil außeror-
dentlich lang ist. Kennzeichen dieser Phase tech-
nologischer Entwicklung ist es, dass Kosten- und 
nicht Innovationswettbewerb im Vordergrund 
steht. Häufig resultieren aus der Marktsättigung 
Überkapazitäten, ökonomische Krisenerschei-
nungen und Arbeitsplatzabbau. 
Als politische Strategie kommt eine umweltpoli-
tisch motivierte Industriepolitik, die einerseits 
einen Strukturwandel zu Lasten dieser Krisen-
branchen befördert und andererseits gegebenen-
falls negative soziale Effekte abfedert, aber kaum 
zum Zuge. Im Gegenteil: häufig werden diese 
Branchen – trotz der verbreiteten Rhetorik eines 
Abbaus von „perversen Subventionen“ – noch 
politisch gestützt und bei potenziell belastenden 
Umweltregulierungen ausgenommen. Die inter-
national verbreiteten Sonderregelungen bei Öko-
steuern sind hier einschlägig. 
Ein Grund dafür ist, dass umweltpolitische Strate-
gien, die auf einen Strukturwandel zielen bzw. ihn 
implizieren, schwieriger sind als andere, ge-
bräuchlichere Strategien (3). Strategien, die auf 
Reparatur oder Kompensation zielen, sind meist 
distributiver Natur, End-of-pipe-Strategien kön-

nen oft Helferinteressen wie die Umweltschutzin-
dustrie mobilisieren und eine ökologische Mo-
dernisierung von Produkten und Prozessen kann 
generell auf „win-win“-Lösungen setzen. Vor die-
sem Hintergrund hat ein Projekt der Forschungs-
stelle für Umweltpolitik und des Instituts für öko-
logische Wirtschaftsforschung zehn Fallstudien zu 
(teilweise nur temporären) Schrumpfungspro-
zessen in Grundstoffindustrien und neuere theo-
retische Erklärungsansätze kombiniert, um die 
Bedingungen eines ökologischen Strukturwandels 
genauer zu untersuchen (4).

 �Neuere theoretische Ansätze ...
Theoretische Konzepte müssen, vor dem Hinter-
grund der beschriebenen Probleme, die dynami-
sche Interaktion von Technologien, Akteuren und 
Politiken berücksichtigen. Einige werden im Fol-
genden kurz skizziert und an empirischen Bei-
spielen illustriert. 
Eine Eigenschaft technologischen Wandels ist es, 
dass die Entwicklung oft entlang relativ stabiler 
technologischer Entwicklungspfade verläuft. Hier-
für sind unter anderem technologische Paradig-
men, die die Problemlösungsrichtung bestimmen, 
sowie technologiespezifische Lernprozesse ver-
antwortlich. In späten Phasen werden diese Ent-
wicklungspfade vor allem durch ein korrespon-
dierendes institutionelles und politisches Umfeld 
gestützt, da für die Unternehmen zunehmend ein 
Anreiz entsteht, sich zusammen zu schließen und 
statt in FuE in politisches Lobbying zu investieren 
(5). Veränderungsstrategien müssen diese Pfad
abhängigkeiten berücksichtigen; ökonomische 
und politische Zeitfenster können hier eine wich-
tige Rolle spielen (6, siehe unten).

 �... und empirische Beispiele
Tatsächlich treten in vielen der untersuchten 
Branchen Unternehmen und Unternehmensver-
bände als starke politische Akteure auf, oft unter-
stützt von Arbeitnehmerinteressen (Kohle, Stahl, 

Chemie) und regionalen politischen Akteuren. 
Das Ruhrgebiet ist für eine solche Verhinderungs-
koalition des Strukturwandels durch die relative 
Stabilisierung der Kohlesubventionen ein geläufi-
ges Beispiel. Im Fall der Stahlindustrie war eine 
solche Koalition hingegen auch aufgrund der Di-
versifikation des technologischen Entwicklungs-
pfades nur begrenzt zu erreichen.
Damit gehen vielfach ökonomische und politische 
Sphäre ineinander über und (Politik-) Netzwerke 
spielen eine wichtige Rolle. Dies gilt besonders, 
wenn, wie typischerweise bei reifen Industrien 
der Fall, die Akteurskonfiguration durch große 
Stabilität gekennzeichnet ist. Während Politiknetz-
werke prinzipiell den Vorteil bieten, kooperative 
Langfriststrategien umsetzen zu können (7), kön-
nen sie auch zu geschlossenen Verhinderungs-
netzwerken mutieren, die erfolgreichen Struktur-
wandelsprozessen im Wege stehen. 
Im Fallbeispiel der österreichischen Düngemit- 
telindustrie etwa bewirkte ein solches Netzwerk, 
dass ein ökonomisch kriselndes Unternehmen 
noch Umweltsubventionen für eine ökologische 
Modernisierung erhielt und erst so die Rentabilität 
der Reinvestition gesichert wurde – und dies trotz 
der abnehmenden Binnennachfrage und geringen 
Bedeutung für die Arbeitsplätze in der Region. 
Durch diese Strategie der ökologischen Moderni-
sierung anstelle einer ökologischen Industriepolitik 
wurde eine vergleichsweise höhere regionale Um-
weltbelastung in Kauf genommen. 
Die Destabilisierung und Öffnung von geschlosse-
nen Politiknetzwerken sowie ihre Ergänzung um 
Umweltinteressen ist daher eine wichtige Erfolgs-
bedingung für ökologische Industriepolitik. Dies 
hat insbesondere das Beispiel Chlorchemie in 
Deutschland gezeigt (8).
Als günstige, gleichwohl nicht hinreichende Rah-
menbedingung für einen ökologischen Struktur-
wandel wirkte sich in einigen Fällen hingegen die 
außenwirtschaftliche Liberalisierung der Märkte 
aus, da sie die bestehenden Netzwerke erfolgreich 
destabilisierte. Ein Beispiel ist hier die Zementin-
dustrie in Österreich, aber auch bei Stahl in 
Deutschland ist dieser Effekt zu beobachten.
Schließlich ist auch noch auf den oft vernachläs-
sigten Einfluss von einzelnen Kernunternehmen 
hinzuweisen, deren vielfach globaler strategischer 
Spielraum die politischen Einflussmöglichkeiten 
begrenzt (9). 
Beispiele für einen solchen hemmenden Einfluss 
zeigten sich etwa in der dänischen Zementindus
trie, wo das beherrschende Unternehmen erfolg-
reich eine Ausnahmeregelung bei der Ökosteuer 
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Gesucht: umweltpolitischer Herkules
Umweltressourcen werden überproportional von Grundstoffindustrien genutzt. 
Diese Branchen sind oft auch in ökonomischer und sozialer Hinsicht Problem-
branchen. Dennoch kommt eine auf einen ökologischen Strukturwandel zielende 
Industriepolitik hier bisher kaum zum Zug. Unter anderem auf Basis von zehn 
Fallstudien werden Erfolgsbedingungen für eine solche Politik abgeleitet.
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forderte. Dass Unternehmen, die potenzielle Ver-
lierer des Strukturwandels sind, gleichwohl durch 
eine auf Wandel gerichtete Unternehmenspolitik 
erfolgreich sein können, verdeutlichen die Bei-
spiele Preussag und Mannesmann. Bei diesen 
Umstrukturierungsprozessen stellt die Dimension 
Zeit eine wichtige Komponente dar.

 �Politische Schlussfolgerungen
Ein umweltpolitisch motivierter, willentlich indu-
zierter oder in Kauf genommener Strukturwandel 
zu Lasten der hier in Rede stehenden Sektoren ist 
eine politische Herkulesaufgabe, die zudem einen 
langen Atem benötigt. Gerade das systematische 
Ausnutzen situativer Handlungschancen erfordert 
eine Strategiefähigkeit, die unter umweltpoliti-
schen Akteuren noch verbessert werden kann. 
Dennoch lassen sich einige Erfolgsbedingungen 
nennen, an denen eine ökologische Industriepo-
litik ansetzen kann (vgl. den Kasten).

Fehlende Akzeptanz für einen Strukturwandel 
bei der Zielgruppe und ihren Stakeholdern (Re-
gionen, Gewerkschaften) und die vielfach festzu-
stellende Fragmentierung staatlicher Akteure 
nach Politikebenen und -sektoren können vor 
allem in der Frühphase politischer Prozesse – 
Problemdefinition und Zielformulierung – zu-
mindest teilweise überwunden werden. So ist es 
notwendig, die Umweltrisiken eines Sektors ein-
zuschätzen, gegebenenfalls durch Forschungs-
programme zu konkretisieren und in der Folge 
zu kommunizieren. Wünschenswert wäre, bei 
einer weitgehenden Politikintegration und unter 
Einschluss von Umweltakteuren aber auch der 
betroffenen Sektoren, aus der Problemdefinition 
möglichst konkrete langfristige Politikziele ab-
zuleiten. Ein möglicher Fokus dafür sind natio-
nale Umweltpläne nach Vorbild des niederländi-
schen NEPP. 

Fehlende technologische Alternativen sind zum 
einen Gegenstand von Forschungsförderung, 
wobei die Orientierung an längerfristig ausgerich-
teten Umweltzielen notwendige Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Innovationspolitik ist. Dabei ist 
auch bei Forschungsförderung die Beteiligung 
von Umweltinteressen erforderlich, weil auch hier 
regelmäßig geschlossene Netzwerke auftreten, die 
den Status Quo verteidigen. Zudem sollte die For-
schungsförderung berücksichtigen, dass weiter 
reichende Innovationen vielfach durch Akteure 
angestoßen werden, die nicht den jeweiligen 
Branchen entstammen. 
Zum anderen müssen die Diffusionsbedingungen 
neuer, umweltentlastender Technologien adressiert 
werden. Eine hier ansetzende Strategie ist das so-
genannte strategische Nischenmanagement (6), 
das auf temporär geschützte Nischenmärkte zielt, 
um Lernprozesse gerade in den frühen Entwick-
lungsstufen zu fördern, einzelne Innovateure inner-
halb einer Branche, die durch ihre Adaption viel-
fach die Handlungsbedingungen für andere Unter-
nehmen schlagartig verändern, zu identifizieren, 
und neue Netzwerke aufzubauen. 
Schließlich behalten natürlich umweltpolitische 
Breiteninstrumente wie Ökosteuern, die auch die 
Nachfrage direkt adressieren, ihre Bedeutung.
Nicht nur im Hinblick auf mögliche Alternativen 
und potenzielle Innovateure setzen Langfriststra-
tegien gute Kenntnisse über Sektoren voraus. Dies 
gilt auch im Hinblick auf Zeitfenster, innerhalb 
derer Alternativen realisiert werden können, etwa 
in Verbindung mit dem Ende von Investitionszyk
len. Dafür ist eine systematische Informations-
sammlung notwendig. Vor diesem Hintergrund ist 
es auch besser möglich, die Verhandlungsmacht 
der betroffenen Akteure ex ante abzuschätzen und 
potenzielle Allianzen unter Einschluss von Akteu-
ren außerhalb des Sektors zu bilden. 
Die besondere Schwierigkeit, dass ökologische 
Industriepolitik gegebenenfalls auch Verlierer 
schaffen kann, verweist schließlich auf die beglei-
tende Notwendigkeit kompensatorischer Politik. 
Diese muss aber von vornherein auf umweltver-
trägliche Strukturen ausgerichtet werden. 
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● das Ende von Investitionszyklen, 
● das Vorhandensein von technischen Alternativen,
● �ein Innovateur in der Branche, der die Diffusion 

neuer Technologien auslöst, 
● klare und langfristige umweltpolitische Ziele, 
● �ein hohes Maß von Politikintegration zwischen 

den verschiedenen staatlichen Ressorts (insbeson-
dere Wirtschaft, Arbeit, Forschung und Umwelt), 

● �die Verfügbarkeit von Ressourcen zur Kompen- 
sation oder Minderung sozialer und regionaler Fol-
gen von Schrumpfungsprozessen. 

Wichtige Erfolgsbedingungen für einen ökolo-
gisch vorteilhaften Strukturwandel:

Hier kommen Sie gut an…
w w w . o e k o m . d e / v e r l a g / g e r m a n / m e d i a / i n d e x . h t m

o d e r  h o l e n  S i e  s i c h  d i e  a k t u e l l e n  A n z e i g e n - I n f o s  b e i :
Georg Rettenbacher – 089/51 63 98 92 – rettenbacher@oekom.de
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